
 
 
 
 

Allgemeine Vertragsgrundlagen 
Raumgestaltung 
 
 
1. Allgemeines 
1.1. Der Auftragnehmer erbringt seine Leistungen 
grundsätzlich nur im B2B-Bereich und wird nicht im 
Rahmen von Verbraucherverträgen tätig. 
1.2 Die nachfolgenden AVG gelten ausschließlich 
für alle Verträge über Designleistungen zwischen 
dem Auftraggeber und der Brettner – Studio für 
Gestaltung GmbH (im Folgenden auch Auftrag-
nehmer genannt). Dies gilt insbesondere auch 
dann, wenn der Auftraggeber Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen verwendet und diese ent-
gegenstehende oder von den hier aufgeführten 
AVG abweichende Bedingungen enthalten. 
1.3 Auch gelten die hier aufgeführten AVG, wenn 
der Auftragnehmer in Kenntnis entgegenstehen-
der oder von den hier aufgeführten Bedingungen 
abweichender Bedingungen des Auftraggebers 
den Auftrag vorbehaltlos ausführt. 
1.4 Abweichungen von den hier aufgeführten 
Bedingungen sind nur dann gültig, wenn ihnen 
der Auftragnehmer ausdrücklich vor Vertrags-
schluss schriftlich zustimmt. 
 
2. Vertragsgegenstand  
2.1 Jeder dem Auftragnehmer erteilte Auftrag ist 
ein Urheberwerkvertrag, der auf die Einräumung 
von Nutzungsrechten an den Werkleistungen 
gerichtet ist. Der Vertrag hat nicht zum Gegen-
stand die Überprüfung der wettbewerbsrechtli-
chen Zulässigkeit der Arbeiten des Auftragneh-
mers. Er beinhaltet auch nicht die Prüfung der 
kennzeichen- oder sonstigen schutzrechtlichen 
Eintragungsfähigkeit oder Verwendbarkeit der 
Arbeiten des Auftragnehmers. Der Auftraggeber 
ist für Recherchen, Prüfungen und behördliche 
Anfragen selber verantwortlich. 
2.2 Alle Entwürfe, Entwicklungen, Ausarbeitungen, 
Zeichnungen und sonstigen Arbeiten unterliegen 
dem Urheberrechtsgesetz. Die Bestimmungen 
dieses Gesetzes gelten zwischen den Parteien 
auch dann, wenn die erforderlichen Schutzvo-
raussetzungen, z.B. die so genannte Schöpfungs-
höhe, im Einzelfall nicht gegeben sein sollten. 
Damit gelten in einem solchen Fall insbesondere 
die urhebervertragsrechtlichen Regeln der 
§§ 31 ff. UrhG und urheberrechtliche Ansprüche 
aus §§ 97 ff UrhG zu. 
2.3 Die Entwürfe, Entwicklungen, Ausarbeitungen, 
Zeichnungen und sonstigen Arbeiten dürfen ohne 
ausdrückliche Einwilligung des Auftragnehmers 
weder im Original oder in Kopie ganz oder teilwei-
se verändert oder an Dritte weitergegeben wer-
den. Jede Nachahmung – auch von Teilen – ist 
unzulässig. 
2.4 Der Auftragnehmer räumt dem Auftraggeber 
die für den jeweiligen Zweck erforderlichen Nut-
zungsrechte ein. Soweit nichts anderes vereinbart 
ist, wird jeweils nur das einfache Nutzungsrecht 
eingeräumt. Eine Übertragung der Nutzungsrech-
te an Dritte bedarf der schriftlichen Vereinbarung. 
2.5 Die Nutzungsrechte gehen erst nach vollstän-
diger Bezahlung der Vergütung für den Entwurf 
und die Ausarbeitung (vgl. Ziffer 3) auf den  
Auftraggeber über. 
2.6 Eine Namensnennung ist mit dem  
Auftraggeber abzustimmen.  
2.7 Vorschläge des Auftraggebers bzw. seiner 
Mitarbeiter oder seine bzw. deren sonstige Mitar-
beit haben keinen Einfluss auf die Höhe der  
Vergütung. Sie begründen kein Miturheberrecht. 
2.8 Die Entwürfe, Entwicklungen, Ausarbeitungen, 
Zeichnungen und sonstigen Arbeiten dürfen nur 
für den vereinbarten Nutzungsumfang (zeitlich, 
räumlich und inhaltlich) und Nutzungszweck 
verwendet werden. Jede Erweiterung oder  
Änderung des Nutzungsumfangs und –zwecks 
bedarf der ausdrücklichen schriftlichen Vereinba-
rung. 
 
3. Vergütung 
Die Vergütung beinhaltet die Vergütung für die 
Entwürfe der verschiedenen Auftragsphasen 
sowie für die Einräumung der Nutzungsrechte. 
Bereits die Anfertigung von Entwürfen ist kosten-
pflichtig, sofern nicht ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart ist. Die Vergütungen sind Nettobeträ-

ge, die zuzüglich der gesetzlichen Mehrwertsteuer 
zu zahlen sind. 
 
4. Fälligkeit der Vergütung, Abnahme 
4.1 Soweit nichts anderes vereinbart wurde,  
werden die erbrachten Leistungen monatlich 
berechnet und sind innerhalb 10 Tagen ab Rech-
nungsdatum ohne Abzug zur Zahlung fällig. 
4.2 Die Abnahme darf nicht aus gestalterisch-
künstlerischen Gründen verweigert werden. Im 
Rahmen des Auftrags besteht Gestaltungsfreiheit. 
4.3 Bei Zahlungsverzug kann der Auftragnehmer 
eine Verzugsschadenpauschale gem. § 288 Abs. 
5 S. 1 BGB in Höhe von 40,00 € sowie Verzugszinsen 
in Höhe von 9 Prozentpunkten über dem  
jeweiligen Basiszinssatz der Europäischen Zentral-
bank p.a. verlangen. Die Geltendmachung eines 
nachgewiesenen höheren Schadens bleibt  
vorbehalten. 
 
5. Sonderleistungen, Neben-, Reisekosten 
5.1 Sonderleistungen wie die Umarbeitung oder 
Änderung von Zeichnungen etc. werden nach 
Zeitaufwand zu den vereinbarten Stundensätzen 
gesondert berechnet. 
5.2 Der Auftragnehmer ist nach vorheriger Ab-
stimmung mit dem Auftraggeber berechtigt, die 
zur Auftragserfüllung notwendigen Fremdleistun-
gen im Namen und für Rechnung des  
Auftraggebers zu bestellen. Der Auftraggeber 
verpflichtet sich, dem Auftragnehmer entspre-
chende Vollmacht zu erteilen. 
5.3 Soweit im Einzelfall Verträge über Fremdleis-
tungen im Namen und für Rechnung des Auftrag-
nehmers abgeschlossen werden, verpflichtet sich 
der Auftraggeber, den  
Auftragnehmer im Innenverhältnis von sämtlichen 
Verbindlichkeiten freizustellen, die sich aus dem 
Vertragsabschluss ergeben. 
5.4 Auslagen des Auftragnehmers für Nebenkos-
ten, spezielle Materialien, die Anfertigung von 
Modellen, Animationen und Fotos etc. sind nach 
vorheriger Absprache vom Auftraggeber zu 
erstatten. 
5.5 Reisekosten und Spesen für Reisen, die im 
Zusammenhang mit dem Auftrag zu unternehmen 
und mit dem Auftraggeber abgesprochen sind, 
sind vom Auftraggeber zu erstatten. 
5.6 Die Entwurfskontrolle durch den Auftragneh-
mer erfolgt aufgrund besonderer Vereinbarung. 
Bei Übernahme der Entwurfskontrolle ist der Auf-
tragnehmer berechtigt, nach eigenem billigem 
Ermessen die notwendigen Entscheidungen zu 
treffen und entsprechende Anweisungen zuge-
ben. 
 
6. Eigentum an Entwürfen und Daten 
6.1 An Entwürfen und sonstigen Ergebnissen wer-
den nur Nutzungsrechte eingeräumt, nicht jedoch 
Eigentumsrechte übertragen. 
6.2 Die Originale sind dem Auftragnehmer nach 
angemessener Frist unbeschädigt zurückzugeben, 
falls nicht schriftlich etwas anderes vereinbart 
wurde.  
6.3 Auch die in Erfüllung des Vertrages entstehen-
den Daten und Dateien verbleiben im Eigentum 
des Auftragnehmers. Dieser ist nicht verpflichtet, 
Daten und Dateien an den Auftraggeber heraus-
zugeben. 
6.4 Hat der Auftragnehmer dem Auftraggeber 
Daten und Dateien zur Verfügung gestellt, dürfen 
diese nur mit vorheriger Zustimmung des Auftrag-
nehmers geändert werden. 
6.5 Die Versendung sämtlicher Gegenstände 
erfolgt auf Gefahr und für Rechnung des Auftrag-
gebers. 
 
7. Eigenwerbung  
7.1 Der Auftragnehmer ist berechtigt, sämtliche in 
Erfüllung des Vertrages entstehenden Arbeiten 
zum Zwecke der Eigenwerbung in sämtlichen 
Medien zu verwenden und im Übrigen auf das 
Tätig werden für den Auftraggeber hinzuweisen.  
7.2 Bei privaten Objekten wird die Eigenwerbung 
in Hinblick auf den Schutz der Privatsphäre nur 
dann mit Namensnennung erfolgen, wenn der 
Auftraggeber dieser zustimmt. 
 
8. Haftung                                                                  
8.1 Der Auftragnehmer haftet für Schäden  

irgendwelcher Art – unbeschadet der sonstigen 
gesetzlichen Anspruchsvoraussetzungen – grund-
sätzlich nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. 
Für einfache Fahrlässigkeit haftet der Auftrag-
nehmer nur bei Verletzung einer Pflicht, deren 
Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des 
Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf deren 
Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig ver-
trauen darf (Kardinalpflicht). Im Übrigen ist eine 
Schadensersatzhaftung für Schäden aller Art, 
gleich aufgrund welcher Anspruchsgrundlage, 
einschließlich der Haftung für Verschulden bei 
Vertragsschluss, ausgeschlossen. Sofern der Auf-
tragnehmer wegen fahrlässigen Verhaltens haftet, 
ist die Haftung grundsätzlich auf den Schaden 
begrenzt, mit dessen Entstehen der Auftragneh-
mer nach den bei Vertragsschluss bekannten 
Umständen typischerweise rechnen musste. 
Vorstehende Haftungsausschlüsse und -
beschränkungen gelten nicht, soweit der Auf-
tragnehmer eine Garantie übernommen hat, für 
Schäden, die nach dem Produkthaftungsgesetz 
zu ersetzen sind, sowie für Schäden an Leben, 
Körper oder Gesundheit. Vorstehende Haftungs-
ausschlüsse und -begrenzungen gelten auch 
zugunsten der Mitarbeiter, Erfüllungsgehilfen und 
sonstiger Dritter, deren sich der Auftragnehmer zur 
Vertragserfüllung bedient. 
8.2 Für Aufträge, die im Namen und auf Rech-
nung des Auftraggebers an Dritte erteilt werden, 
übernimmt der Auftragnehmer gegenüber dem 
Auftraggeber keinerlei Haftung, es sei denn, den 
Auftragnehmer trifft gerade bei der Auswahl 
Verschulden. Der Auftragnehmer tritt in diesen 
Fällen lediglich als Vermittler auf. 
8.3 Mit der Freigabe von Entwürfen oder Konstruk-
tionszeichnungen durch den Auftraggeber über-
nimmt dieser die Verantwortung für die techni-
sche und funktionsmäßige Richtigkeit von Produkt, 
Text und Bild. Hierfür entfällt jede Haftung des 
Auftragnehmers. 
8.5 Beanstandungen offensichtlicher Mängel sind 
innerhalb von 14 Tagen nach Ablieferung des 
Werks in Textform beim Auftragnehmer geltend zu 
machen. Zur Wahrung der Frist genügt die recht-
zeitige Absendung der Rüge. 
 
9. Gestaltungsfreiheit  
9.1 Im Rahmen des Auftrags besteht Gestaltungs-
freiheit. Reklamationen hinsichtlich der künstleri-
schen Gestaltung sind ausgeschlossen. Wünscht 
der Auftraggeber während oder nach der Pro-
duktion Änderungen, so hat er die dadurch 
verursachten Mehrkosten zu tragen. 
9.2 Verzögert sich die Durchführung des Auftrags 
aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten 
hat, so kann der Auftragnehmer eine angemes-
sene Erhöhung der Vergütung verlangen. Die 
Geltendmachung eines weitergehenden Scha-
dens bleibt davon unberührt. 
 
10. Vertragsauflösung 
Sollte der Auftraggeber den Vertrag vor Vollen-
dung kündigen, erhält der Auftragnehmer die 
vereinbarte Vergütung. Sein Anspruch auf die 
Vergütung für die schon erbrachten Leistungen 
bleibt grundsätzlich in voller Höhe erhalten. Hin-
sichtlich der noch nicht erbrachten Leistungen 
muss sich der Auftragnehmer jedoch ersparte 
Aufwendungen oder durchgeführte oder böswillig 
unterlassene Ersatzaufträge anrechnen lassen (§ 
649 BGB). Für die noch nicht erbrachten Leistun-
gen kann der Auftragnehmer eine Pauschale von 
10% der auf den noch nicht erbrachten Teil der 
Werkleistung entfallenden vereinbarten Vergü-
tung verlangen. Dem Auftraggeber bleibt der 
Nachweis vorbehalten, dass der Auftragnehmer 
höhere Aufwendungen erspart oder durch an-
derweitige Verwendung seiner Arbeitskraft mehr 
erworben oder böswillig nicht erworben hat.  
 
11. Schlussbestimmungen 
11.1 Erfüllungsort und Gerichtsstand ist der Sitz des 
Auftragnehmers. 
11.2 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land. 
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